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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit ist überwiegend im Rahmen eines Forschungsaufent-
halts an der University of California in Berkeley in den Jahren 1988 und 1989 
entstanden. Die Hauptteile der Arbeit waren bereits im Sommer 1990 abgeschlos-
sen und wurden seither lediglich fortgeschrieben, soweit die Zugänglichkeit des 
Materials in Deutschland dies zuließ. 

Herrn Innenminister Professor Dr. Hans Peter Bull danke ich für die Anregun-
gen sowie die ermutigende Kritik, auf die ich trotz der aufreibenden Belastungen, 
die mit der Übernahme politischer Verantwortung verbunden sind, zählen konnte. 
Dank schulde ich auch der Boalt Hall School of Law (University of California 
at Berkeley), die mich zu einem Forschungsaufenthalt einlud, sowie dem Evange-
lischen Studienwerk, dessen finanzielle Unterstützung mir ein materiell sorgen-
freies Forschen und Arbeiten ermöglichte. 

Die Arbeit hat dem Promotionsausschuß für den Fachbereich Rechtswissen-
schaften 11 der Universität Hamburg als Dissertation unter dem Titel "Verwal-
tungsöffentlichkeit, Datenschutz und Forschungsfreiheit in einer demokratischen 
Gesellschaft" vorgelegen. An dem Promotionsverfahren haben Professor Dr. 
Hans Peter Bull und Professor Dr. Helmut Rittstieg als Gutachter mitgewirkt. 
Die Disputation hat am 23.4.1992 stattgefunden. 

Die Veröffentlichung der vorliegenden Arbeit wurde gefördert durch einen 
Druckkostenzuschuß des Bundesministeriums des Innern, dem ich hierfür danken 
möchte. 

Widmen möchte ich die Arbeit meinen Eltern, ohne deren langjährige und 
vielfältige Unterstützung nicht nur diese Arbeit nicht zustande gekommen wäre. 

Hamburg, im Sommer 1992 Ulrich Wollenteit 
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Einleitung 

Zwischen den Interessen am Datenschutz und denen der wissenschaftlichen 
Forschung besteht nach allgemeiner Meinung ein Spannungsverhältnis I. Die 
Schwierigkeiten betreffen auch und gerade den Zugang von Forschern zu admini-
strativen Informationsbeständen. In der Bundesrepublik spielt dabei das herr-
schende Geheimhaltungsprinzip 2 eine wesentliche Rolle. Das Geheimhaltungs-
prinzip schließt ein allgemeines Zugangsrecht zu Behördeninformationen 3, von 
dem auch Wissenschaftler profitieren könnten, grundsätzlich aus. 

Anders stellt sich die Lage in den USA dar. Dort ist im Jahre 1967 der 
"Freedom of Information Act" 4 in Kraft getreten, der ein allgemeines Einsichts-
recht in Behördenunterlagen für jedermann vorsieht. Nach SchererS sind dadurch 

1 V gl. Thesen und deren Erläuterungen zu Datenzugang und Datenschutz, in: Kaase / 
Krupp u. a.(Hrsg.), Datenzugang und Datenschutz - Konsequenzen für die Forschung, 
1980,281,283; Bull, Hans Peter / Dammann, Ulrich, Wissenschaftliche Forschung und 
Datenschutz, DöV 1982,213 (214 f.); Simitis, Spiros, Datenschutz und Wissenschaftsfrei-
heit, in: Kaase / Krupp u. a. (Hrsg.), ebenda, 83 (84). 

2 Anzeichen für ein Umdenken sind insbesondere im Umweltbereich zu verzeichnen; 
ein allgemeines Auskunftsrecht für Umweltdaten wurde in einem Gesetzentwurf des 
Landes Hamburg (BR-Drucks. 172 / 87), ein allgemeines Einsichtsrecht für Umweltakten 
von der Fraktion "Die Grünen" (BTDrucks. 11 / 1152) gefordert. Einen verfahrensunab-
hängigen Akteneinsichtsanspruch für den Bereich der Umweltverwaltung sieht eine 
Richtlinie des Rates der europäischen Gemeinschaft vor (Richtlinie des Rates vom 7. 
Juni 1990, AblEG vom 23.6.1990, Nr. L 158/56); dazu Blumenberg, Hildegard, Die 
Umwelt-Informations-Richtlinie der EG und ihre Umsetzung in das deutsche Recht, 
NuR 1992,8; Schwanen flügel, Matthias von, Das Öffentlichkeitsprinzip des EG-Umwelt-
rechts, DVBl 1991, 93; die Richtlinie ist bis zum 31. Dezember 1992 innerstaatlich 
umzusetzen (vgl. Art. 9, Abs. 1) und dürfte danach Direktwirkung entfalten; zur Direkt-
wirkung von EG-Richtlinien Pieper, Ulrich, Die Direktwirkung von Richtlinien der 
Europäischen Gemeinschaft, DVBl. 1990, 684; zum Kommissionsentwurf von 1988 
Gurlit, Elke, Europa auf dem Weg zur gläsernen Verwaltung, ZRP 1989, 253; einen 
Überblick über die Umsetzungsdiskussion gibt der Tagungsbericht von Niermann, Susan-
ne, Besserer Umweltschutz durch Information?, Die Umsetzung der EG-Informations-
richtlinie, Fachtagung des Instituts für Umweltrecht am 25. April 1992 in Hamburg, 
IUR 1992, 180 ff. 

3 Für die Einführung eines allgemeinen Informationsrechts hat sich die Parlamentari-
sche Versammlung des Europarats ausgesprochen; vgl. Empfehlung Nr. 854 (1979) vom 
1. Februar 1979, Informationsfreiheit und Zugang der Öffentlichkeit zu Regierungsunter-
lagen, EuGRZ 1979, 187 ff.; in einem Artikel des Magazins "Der Spiegel", Nr. 19, vom 
9. Mai 1988 (Ein bißchen Glasnost für deutsche Behörden), S. 72 ff., wird die Forderung 
nach Einführung eines Aktenzugangsrechts als "das wichtigste Bürgerrechts-
thema des kommenden Jahrzehnts" ausgemacht. 

4 5 U.S.c. 552; dazu unten 2. Kapitel. 
S Datenzugang für Forscher unter dem amerikanischen Freedom of Information Act, 

in: Kaase / Krupp u. a. (Hrsg.), (Fn. 1),37. 

2* 
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Daten auch für den Forscher tendenziell leichter zugänglich geworden. Bemer-
kenswert an dem amerikanischen Beispiel ist, daß seit dem Inkrafttreten des 
Privacy Act6 im Jahre 1975 das allgemeine Informationsrecht mit einer differen-
zierten Datenschutzgesetzgebung koexistiert. 

Die Diskussion über den Datenzugang für wissenschaftliche Zwecke hat diesen 
Unterschied bisher kaum zur Kenntnis genommen. In der einflußreichen Stellung-
nahme des Wissenschaftsrates aus dem Jahre 1982 wurde die Einbeziehung des 
Prinzips der Aktenöffentlichkeit explizit ausgeklammert? Im Zentrum der bun-
desrepublikanischen Debatte steht die Forderung nach besonderen Zugangsprivi-
legien für Wissenschaftler8• Ergänzt wird diese Forderung häufig durch ein 
verfassungsrechtliches Argument, wonach sich der Wissenschaftsfreiheit in Art. 
5 Abs. 3 GG ein Anspruch auf Zugang zu administrativen Daten entnehmen 
lassen soll 9 • Während der Beitrag der Verfassung vielfach überschätzt wird, fehlt 
es an Untersuchungen, die den möglichen Ertrag einer FOI-Gesetzgebung für 
das Zugangsproblem im Forschungsbereich ausloten 10. Dabei gibt es durchaus 
Stellungnahmen, die eine Entspannung des Konflikts im Rahmen einer Informa-
tionsfreiheitsgesetzgebung für möglich halten 11. 

Diesem Defizit möchte die vorliegende Arbeit abhelfen. Ihr liegt die Überzeu-
gung zugrunde, daß eine angemessene Untersuchung der Zugangs bedingungen 
für Forschungszwecke deutlicher den Kontext bewußt machen muß, in dem sich 
das Problem stellt: nämlich in einer demokratischen Gesellschaft, die ihren Bür-
gern erhebliche Freiheits- und Partizipationsmöglichkeiten einräumt. Bei der 
Wahrnehmung dieser Möglichkeitsräume spielen die Informationschancen und 
der Schutz der Persönlichkeitssphäre sowie das Machtgleichgewicht zwischen 
Staat, Bürger und sonstigen gesellschaftlichen Machtträgern (Parteien, Bürgerin-
itiativen etc.) eine entscheidende Rolle. Eine wichtige Voraussetzung für die 
Wahrnehmung von Partizipationsmöglichkeiten sowie den Erhalt der Machtba-
lance ist die Kenntnis der Gesellschaft über sich selbst, d. h. auch ihre wissen-
schaftliche Erforschung. Die Reflexion der Gesellschaft über sich selbst kann 
aber nur bei relativ großzügigen Zugangsrechten und gleichzeitiger Respektierung 
der Geheimhaltungsbedürfnisse der Bürger stattfinden. Insofern ist das Streben 

6 5 U.S.C. 552a; dazu unten 3. Kapitel, III.; zum Stand der internationalen Daten-
schutzgesetzgebung vgl. den Überblick Data Protection Privacy: Stand der internationalen 
Gesetzgebung, Datenschutzberater 1988, Heft 6, S. 15. 

? Vgl. Wissenschaftsrat, Empfehlungen und Stellungnahmen, Köln 1983,93 ff. (102). 
8 Der Gesetzgeber hat vielfach auf diese Forderungen mit der Schaffung sog. For-

schungsklauseln in den Datenschutzgesetzen reagiert; im einzelnen unten 1. Kapitel, 
sub III. 1. 

9 Dazu unten 1. Kapitel III. 2. 
10 Vgl. jedoch Scherer, (Fn. 5). 
11 Vgl. etwa Borchert, Günter, Datenzugang für die Forschung, OVD 1981, Heft 7-

8, 18; Bult / Damrnann, (Fn. 1),222 f.; Rzadtki, Hans Dietrich / Woltenteit, ffirich, Per-
sönlichkeitsrecht und Krebsregistrierung, in: von Elling / Wunder (Hrsg.), Krebsregister, 
Hamburg 1986, 154, 190, Fn. 15. 
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nach Transparenz von Regierungshandeln eng verknüpft mit dem Streben der 
Forschung nach einem liberalen Zugang zu staatlichen Informationsbeständen. 

In der Bundesrepublik ist die Wahrnehmung des Problems bisher durch eine 
defensive Grundhaltung geprägt. Der Staat schützt sich vor den neugierigen 
Bürgern durch das Festhalten an seinen überkommenen Geheimhaltungsmaßstä-
ben; die Bürger versuchen, sich durch den Ausbau ihrer Defensivrechte, vornehm-
lich des Datenschutzes, zu schützen. Bei einem solchen, aus unterschiedlichen 
Gründen verengten Blickwinkel verstärken sich die Abschottungstendenzen auf 
allen Seiten. 

Wenn die Weichen im bundesrepublikanischen Informationsrecht nicht grund-
legend anders gestellt werden, ist kaum mit wesentlichen Fortschritten bei der 
Lösung des Datenzugangsproblems im Forschungsbereich zu rechnen. Deshalb 
ist die amerikanische Gesetzgebung und Rechtsprechung auf diesem Gebiet von 
großer Relevanz. In den USA ist das Öffentlichkeitsprinzip als Voraussetzung 
für aktive staatsbürgerliche Partizipation institutionalisiert und damit das Regel-
Ausnahmeverhältnis von Geheimhaltung und Offenbarung umgekehrt worden. 
Für die Bundesrepublik spielen die USA deshalb insoweit eine Vorreiterrolle 12. 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich vornehmlich mit den Versuchen und 
Erfahrungen, die in den USA für das hier interessierende Problem gemacht 
worden sind, sowie mit den Lösungen und Fehlentwicklungen, die sich dabei 
gezeigt haben. Ausgehend von der bundesrepublikanischen Rechtslage (1. Kapi-
tel) wird der Lösungsansatz untersucht, den das amerikanische Informationsrecht 
für das Zugangsproblem der Wissenschaft im Konfliktfeld von Datenschutz und 
Informationsfreiheit anzubieten hat. Im Zentrum steht dabei der amerikanische 
FO IA, in dem die amerikanische Variante \3 des Öffentlichkeitsprinzips Gestalt 
gewonnen hat und der Regelungen bezüglich des Ausgleichs von Datenzugangs-
und Datenschutzinteressen enthält (2. Kapitel). 

Konflikte zwischen Forschung und Datenschutz beim Zugang zu administrati-
ven Informationsbeständen werden allerdings keineswegs allein auf dem Terrain 
des FOIA ausgetragen. Wichtige Vorgaben enthält auch der Privacy Act (3. 
Kapitel). Für den Zugang zu Forschungsdaten spielen ferner Forschungsgeheim-
nisse und Zeugnisverweigerungsrechte eine nicht unwesentliche Rolle (4. Kapi-
tel). Eine besondere Situation, die in vieler Hinsicht von der bundesrepublikani-
schen abweicht, besteht beim Zugang zu Informationen der amtlichen Statistik 
(5. Kapitel). Schließlich muß berücksichtigt werden, daß in den USA für den 

12 Vgl. auch jüngst Kneifei, Reiner, Freedom of Infonnation in den USA, Vorbild 
für deutsches Infonnationsrecht?, eR 1990, 134. 

\3 Die Zahl der Länder, in denen das Öffentlichkeitsprinzip gilt, nimmt ständig zu; 
vgl. dazu die Beiträge in: Rowat, Donald C. (Hrsg.), Le Secret Administratif dans les 
Pays Developpes, BrüsseI1977; ferner Riley, Tom, Assessing Infonnation: Recent Deve-
lopments, in: Riley (Ed.), Access to Government Records: International Perspectives 
and Trends, Lund 1986, 89 ff. 
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